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Liebe Leserinnen und Leser, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

mit großer Sorge hatte die Psychotherapeutenschaft beobachtet, dass das Therapieunterbringungsgesetz bei Gewalttä-
tern hochgradige Gefährlichkeit und psychische Störung miteinander verknüpft, um diese nicht in Freiheit entlassen 
zu müssen. So nachvollziehbar das Ziel ist, die Bevölkerung vor Gewalttätern zu schützen, so unerträglich war für 
uns die Stigmatisierung von Menschen mit psychischen Erkrankungen, die damit verbunden ist. 

Umso mehr begrüßen wir das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2011. Unmissverständlich wird hier 
ein Gesamtkonzept der Sicherungsverwahrung mit therapeutischer Ausrichtung gefordert, einschließlich eines früh-
zeitigen Beginns und einer hohen Intensität therapeutischer Behandlungen schon während des Strafvollzugs. Der 18. 
DPT hat vor diesem Hintergrund die Bundesregierung und die Bundesländer erneut aufgefordert, sowohl den Straf-
vollzug als auch die Sicherungsverwahrung stärker therapeutisch auszurichten. Die Landespsychotherapeutenkam-
mern und die BPtK werden sich weiter in diese Debatte einbringen. 

In eigener Sache: Der neue und alte Vorstand der BPtK freut sich sehr über das Vertrauen, dass ihm mit der Wieder-
wahl entgegengebracht worden ist. Das Votum der deutschen Psychotherapeutenschaft bestätigt uns in unserem sach-
orientierten Kurs und ermöglicht uns, die erfolgreiche Arbeit der vergangenen Amtsperiode fortzusetzen. 

Dafür herzlichen Dank. 

Ihr Rainer Richter 

18. Deutscher Psychotherapeutentag: 
Vorstand der Bundespsychotherapeutenkammer im Amt bestätigt 

Am 13. und 14. Mai fand der 
18. Deutsche Psychotherapeu-
tentag (DPT) in Berlin statt. 
Bei der turnusmäßigen Wahl 
des Vorstandes der Bundespsy-
chotherapeutenkammer (BPtK) 
hat der DPT den bisherigen 
Vorstand erneut für vier Jahre 
in seinem Amt bestätigt. Alter 
und neuer Präsident ist damit 
Prof. Dr. Rainer Richter. „Un-
ser Ziel ist eine bessere Versor-
gung psychisch kranker Men-

schen. Mit einer Reform der 
Bedarfsplanung haben wir die 
Chance, monatelange Warte-
zeiten auf einen psychothera-
peutischen Behandlungsplatz 
zu verkürzen“, erklärt BPtK-
Präsident Richter. „Wie bereits 
in der letzten Amtsperiode 
werden wir uns weiter für eine 
Reform der Psychotherapeu-
tenausbildung einsetzen. Das 
deutsche Gesundheitssystem 
braucht qualifizierte Psycho-

therapeuten. Wir 
sind daher überzeugt, 
dass wir gemeinsam 
mit der Bundes- und 
Landespolitik Wege 
finden werden, das 
heute erreichte hohe 
Qualifikationsniveau 
zu sichern und für 
angehende Psycho-
therapeuten ange-
messene Ausbi l-
dungsbedingungen zu 
schaffen.“ Als Vize-
präsidenten wurden 
Monika Konitzer und 
Dr. Dietrich Munz 
und als weitere Vor-

standsmitglieder Andrea Mra-
zek, M.A., M.S. und Peter 
Lehndorfer wiedergewählt. 

 
Der 18. DPT sah mit großer 

Sorge, dass mit den jetzt vor-
liegenden Eckpunkten für ein 
Versorgungsgesetz bundesweit 
knapp 30 Prozent der Praxis-
sitze in der Arztgruppe „Psy-
chotherapeuten“ vom Abbau 
bedroht sind. Dabei führen 
psychische Krankheiten seit 
Jahren zu einem Anstieg so-
wohl der Krankschreibungen 
(AU-Tage) als auch der Renten 
wegen verminderter Erwerbs-
fähigkeit. Das Gesundheitssys-
tem ist schon jetzt nicht mehr 
in der Lage, diesem wachsen-
den Behandlungsbedarf gerecht 
zu werden. Bis dato ist dieses 
gravierende Versorgungsprob-
lem nicht nur kein Thema im 
GKV-Versorgungsstrukturge-
setz – mit den bisher geplanten 
Maßnahmen würde, ohne dass 
dies überhaupt beabsichtigt ist, 
die Versorgung psychisch kran-
ker Menschen sogar nochmals 
erheblich verschlechtert. 

 Prof. Dr. Rainer Richter, Andrea Mrazek,  M.A.,  M.S., Monika Konitzer, Dr. Dietrich  Munz, Peter Lehndorfer 
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basierten Leitlinien das Mittel 
der Wahl ist, gibt es nach dieser 
Systematik der Bedarfsplanung 
keinen (Mehr-)Bedarf an Psy-
chotherapie für diese Menschen. 

 
Allein die Forderung der Bund

-Länder-Kommission, den G-BA 
per Gesetz mit der Entwicklung 
eines Konzeptes zu beauftragen, 
wie die Morbidität besser bei 
der Bedarfsplanung berück-
sichtigt werden kann, könnte 
dem Anspruch des Gesetzesvor-
habens gerecht werden. 

 
Defizite und Ergänzungsbedarf 

beim Eckpunktepapier 
Problematisch ist vor allem 

das Festhalten an einer retro-
spektiven Strukturplanung. Im 
anstehenden Gesetzgebungsver-
fahren sollte die Chance ergrif-
fen werden, schrittweise eine 
prospektive Versorgungsplanung 
aufzubauen. Die BPtK schlägt 
vor, zukünftig nicht mehr allein 
anhand dessen, was derzeit getan 
wird, zu planen. Es sollte auch 
überlegt werden, was eigentlich 
getan werden müsste und was 
dazu erforderlich ist. Dazu sollte 
anhand vorhandener, aber bisher 
nicht zusammengeführter und 
ausgewerteter Daten der Kran-
kenkassen die Versorgungsreali-
tät dargestellt werden. Ergän-
zend kann dann beispielsweise 
anhand wissenschaftlicher Leitli-
nien ermittelt werden, wie die 
Versorgung sinnvollerweise ges-
taltet sein sollte. Mit dem Ver-
gleich zwischen Versorgungsrea-
lität und -zielen können Korrek-
turen am Zuschnitt der Pla-
nungsbereiche und Verhältnis-
zahlen begründbar werden. Ein 
unabhängiges Institut kann durch 
den G-BA mit der Auswertung 
der Daten und der Darstellung 
von Versorgungsrealität und 
möglichen Versorgungszielen 
beauftragt werden. Eine neue 
Landesarbeitsgemeinschaft „Ver-
sorgungsplanung“ auf regionaler 
Ebene formuliert zusätzlich aus 
sektorenübergreifender Sicht 
Empfehlungen für die Bedarfs-
planung im ambulanten und sta-
tionären Bereich.  

Im April 2011 hat der frühe-
re Bundesminister für Gesund-
heit, Dr. Philipp Rösler, die 
Eckpunkte für ein Versor-
gungsgesetz vorgestellt. Voran-
gegangen waren Gespräche im 
Rahmen einer Bund-Länder-
Arbeitsgruppe – mit keines-
wegs deckungsgleichen Ergeb-
nissen – und letzte Absprachen 
innerhalb der Regierungskoali-
tion. Der Referentenentwurf 
ist für Anfang Juni angekün-
digt. Zentrale Inhalte des Ver-
sorgungsgesetzes sind dabei 
Änderungen der vertragsärztli-
chen und vertragspsychothera-
peutischen Bedarfsplanung. 

 
Notwendigkeit und Ziele  

aus Sicht des Eckpunktepapiers 
Das Eckpunktepapier be-

schreibt einleitend Notwendig-
keit und Ziele des Versorgungs-
gesetzes. Bei der Entwicklung 
des Angebotes und insbesondere 
der Arztzahlen seien Trends er-
kennbar, wonach sich der dro-
hende Ärztemangel noch in der 
frühen Phase befände und mit-
telfristig zu verstärken drohe. 
Leitidee der Überlegungen und 
Vorschläge sei die Verbesserung 
bzw. der Erhalt der freiheitli-
chen Ausübung des Arztberufes 
und der Diagnose- und Thera-
piefreiheit. Der freie Beruf des 
Arztes müsse ermöglicht und 
geschützt werden. Verbesserun-
gen des erlebten Versorgungs-
alltags müssten für die Patienten 
unmittelbar spürbar werden. 

 
Notwendigkeit und  

Ziele für die Versorgung 
psychisch kranker Menschen 
Ein Versorgungsgesetz ist aber 

gerade angesichts der Versor-
gungssituation psychisch kranker 
Menschen dringend notwendig. 
Diese warten in Deutschland 
wochenlang auf ein Erstge-
spräch, monatelang auf den Be-
ginn einer Psychotherapie. Die-
se Versorgungssituation würde 
für körperlich kranke Menschen 
nicht akzeptiert und ist auch für 
psychisch kranke Menschen 
nicht länger hinnehmbar. Ursa-
che der psychotherapeutischen 

Unterversorgung ist die gelten-
de ambulante Bedarfsplanung. 
Sie schreibt das Versorgungsni-
veau auf den Stand des Jahres 
1999 fest. Aber die Krankheits-
last durch psychische Erkran-
kungen nimmt seit 1999 stetig 
zu. Während die Arbeitsun-
fähigkeit aufgrund körperlicher 
Erkrankungen ständig abnimmt, 
steigt sie wegen psychischer Er-
krankungen bei Deutschlands 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern seit Jahren immer wei-
ter an. Dasselbe gilt für vorzeiti-
ge Berentungen wegen psychi-
scher Erkrankungen. 

 
Ein Versorgungsgesetz soll-

te daher auch die Rahmenbe-
dingungen für die Versorgung 
psychisch kranker Menschen 
und deren erlebten Versor-
gungsalltag verbessern. 

 
Inhalte eines Versorgungsgesetzes 

Das Eckpunktepapier nennt 
ein breites Spektrum an The-
men von der Sicherstellung der 
ambulanten ärztlichen Ver-
sorgung über die ambulante 
spezialärztliche Versorgung bis 
hin zu Reformen der Strukturen 
des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (G-BA). Anders als bis-
her soll sich die Bedarfsplanung 
zukünftig allein an sachgerech-
ten Kriterien orientieren. Ge-
nannt werden Demografie, So-
zialstruktur der Bevölkerung, 
räumliche Ordnung im Pla-
nungsbereich, vorhandene Ver-
sorgungsstruktur sowie Erreich-
barkeit und Entfernung. Nur die 
beiden letztgenannten Kriterien 
spiegeln wirklich die Patienten-
sicht. Die anderen Kriterien 
führen dazu, dass der Bedarf 
letztlich anhand des derzeitigen 
Versorgungsgeschehens ermit-
telt wird. Mit anderen Worten: 
Als Bedarf wird das definiert, 
was dazu gebraucht wird, das zu 
tun, was derzeit bereits getan 
wird und nicht um das zu tun, 
was getan werden müsste. Wer-
den beispielsweise heute wenige 
alte Menschen mit Depressio-
nen psychotherapeutisch behan-
delt, obwohl dies nach evidenz-

Eckpunkte für ein Versorgungs(struktur)gesetz 
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Diotima-Ehrenpreis 2011 
an psychosoziale Zentren für Folteropfer verliehen 

 

Am 13. Mai 2011 hat die 
deutsche Psychotherapeuten-
schaft zum dritten Mal den Di-
otima-Ehrenpreis verliehen. 
Diesjähriger Preisträger ist die 
Bundesweite Arbeitsgemein-
schaft der psychosozialen Zent-
ren für Flüchtlinge und Folter-
opfer e.V. (BAfF). Die BAfF 
wurde für ihr herausragendes 
Versorgungsangebot an Flücht-
linge und Folteropfer geehrt. 
Der Preis wurde im Rahmen 
des 18. Deutschen Psychothe-
rapeutentages bei einer Fest-
veranstaltung übergeben. 

Elise Bittenbinder, Vorsitzen-
de der BAfF, betonte, dass 
„Menschen, die in unserem 
Land Sicherheit suchen, selbst-
verständlich die professionelle 
Hilfe erhalten müssen, die sie 
brauchen, um die erlittenen 
seelischen Qualen zu verarbei-
ten“. Sie drückte Ihre Freude 
darüber aus, dass die Psychothe-
rapeutenschaft die Leistungen 
der psychosozialen Zentren an-
erkenne. Sie führte aus, dass die 
Arbeit mit Opfern von Folter 
sich in gesellschaftlichen, politi-
schen, sozialen und ethischen 
Spannungsfeldern bewege. Ob-
wohl man auf hoch spezialisier-
tes Wissen zurückgreifen kön-
ne, sei es dennoch oft schwierig 
zu vermitteln, wie sich das 
enorme Leid durch die Folter 
auf die Psyche und das Leben 
der betroffenen Menschen aus-
wirkte. In der täglichen Arbeit 

sehe sie aber nicht nur die 
Schattenseiten der Menschheit, 
sondern auch die enorme Le-
bensenergie vieler Flüchtlinge, 
die Kraft von Menschen, die oft 
ihr Leben eingesetzt hätten, um 
eine Veränderung in ihrer eige-
nen Gesellschaft zu bewirken. 

 
In ihrem Grußwort betonte 

Staatsministerin Prof. Dr. Ma-
ria Böhmer, Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration, 
dass eine zukunftsorientierte 
Integrationspolitik die sprachli-

chen, ökonomischen und kultu-
rellen Potentiale von Zuwande-
rern nutzen solle. Grundlage 
hierfür seien sowohl das kör-
perliche als auch das seelische 
Wohlbefinden der Zugewan-
derten. Die Wechselwirkung 
zwischen Gesundheit und In-
tegration solle im Blick behal-
ten werden, wenn die Gesund-
heitspolitik für Migrantinnen 
und Migranten weiterentwi-
ckelt werde. Dabei sei insbe-
sondere bei der psychothera-
peutischen Versorgung zu be-
achten, dass Menschen mit 
Migrationshintergrund medizi-
nisches Personal vorfänden, das 
mit ihrer Herkunftssprache und 
-kultur vertraut sei. Sie zeigte 
sich erfreut darüber, dass die 
Staatsangehörigkeitsprivilegien 
für den Erhalt einer Approbati-
on (sog „Deutschenvorbehalte“) 
gestrichen würden. 

Prof. Dr. Rainer Richter, 
Präsident der BPtK, begründete 
die diesjährige Wahl des Preis-
trägers damit, dass die Behand-
lung von jährlich rund 8.300 
Traumatisierten und Opfern 
organisierter Gewalt fundiertes 
Wissen und außergewöhnliche 
Feinfühligkeit erfordere. Die 
psychosozialen Behandlungs-
zentren für Flüchtlinge und Fol-
teropfer böten nicht nur her-
ausragende Versorgungsleistun-
gen, sondern trügen auch er-
heblich zur Weiterentwicklung 
der psychotherapeutischen Be-
handlung dieser Menschen bei. 
Er würdigte den Idealismus und 
das ehrenamtliche Engagement 
vieler Mitarbeiter der psycho-
sozialen Behandlungszentren. 
Ohne diese Zentren würden die 
betroffenen Menschen in 
Deutschland nur in den seltens-
ten Fällen die Unterstützung 
erhalten, die sie benötigten. 

 
Prof. Dr. Jan Ilhan Kizilhan 

hob die Bedeutung kultursensi-
tiver Kenntnisse und Kompe-
tenzen in der Psychotherapie 
von Menschen mit Migrations-
hintergrund hervor. Jede Ge-
sellschaft entwickle Techniken 
im Umgang mit Gesundheit und 
Krankheit sowie Vorstellungen 
über die Krankheitsursachen. 
Die damit zusammenhängenden 
Kenntnisse, sozialen Verhal-
tensnormen und konkreten 
Maßnahmen der Krankenbe-
handlung seien kulturspezifisch. 

 
Auf die Behandlung von Mi-

grantinnen und Migranten mit 
psychischen Störungen seien die 
psychiatrisch-psychotherapeuti-
schen Versorgungssysteme in 
Deutschland noch nicht ausrei-
chend vorbereitet. Ziel sei die 
weiterführende Öffnung und 
Qualifizierung des Gesundheits-
systems im Bereich der psychi-
atrisch-psychotherapeutischen 
Versorgung, um Menschen mit 
Migrationshintergrund mit den-
selben Qualitätsstandards und 
Heilerfolgen behandeln zu kön-
nen wie Einheimische. 

Prof. Dr. Jan Ilhan  Kizilhan 
Duale Hochschule 

Villingen-Schwenningen 

Prof. Dr. Rainer Richter  
Präsident der BPtK 

und Elise Bittenbinder 
Vorsitzende der BAfF bei der Ver-
leihung des Diotima-Ehrenpreises 

Staatsministerin  
Prof. Dr. Maria Böhmer 

Beauftragte der Bundesregierung 
für  Migration, Flüchtlinge und 

Integration 

v. l.: Prof. Dr. Rainer Richter, Elise Bittenbinder, Staatsministerin Prof. Dr. Maria Böhmer 
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Patientenrechtegesetz: 
Chancen für psychisch kranke Menschen nutzen 

Am 22. März 2011 hat der 
Patientenbeauftragte der Bundes-
regierung, Wolfgang Zöller, ein 
von ihm, dem Bundesministeri-
um für Gesundheit und dem Bun-
desministerium für Justiz erarbei-
tetes Grundlagenpapier „Patien-
tenrechte“ vorgestellt. Das ge-
plante Patientenrechtegesetz soll 
nach seiner Aussage die Rechte 
der Patienten transparenter ges-
talten und bestehende Vollzugs-
defizite in der Praxis abbauen. 
Eine erste Anhörung zu diesem 
Papier fand am 16. Mai 2011 im 
Bundesjustizministerium statt. 

 
Das Grundlagenpapier hat die 

Existenz und die Aufgaben der 
Landespsychotherapeutenkam-
mern bisher nicht berücksichtigt. 
Dieser Mangel wurde vom BPtK-
Vorstand sofort aufgegriffen und 
eine Korrektur gefordert. Aus 
Sicht der BPtK greift ein Gesetz 
zu kurz, das sich allein auf Fragen 
des Arzthaftungsrechts be-

schränkt und nur bereits beste-
hende Rechtsgrundsätze im Ge-
setz aufnimmt. 
 

Für psychisch kranke Men-
schen wäre zusätzlich eine gesetz-
liche Vorgabe zur Behandlungs-
vereinbarung sinnvoll. In ihr 
kann dann verbindlich festgelegt 
werden, wie Patienten behandelt 
werden, wenn sie zum Beispiel in 
eine Klinik eingewiesen werden, 
dies aber nicht mehr selbst ent-
scheiden können. Bisher fehlt 
den Patienten eine Möglichkeit, 
in diesem Fall auf die Behandlung 
ausreichend Einfluss zu nehmen. 
Die gesetzlich geregelte Patien-
tenverfügung reicht für diese 
Fälle nicht aus. Mit einer Patien-
tenverfügung kann einseitig in 
eine bestimmte Behandlung ein-
gewilligt oder diese untersagt 
werden (§ 1901a Absatz 1 Satz 1 
BGB). Sie bietet aber keine Mög-
lichkeit, im Vorfeld einer Klinik-
einweisung vertraglich einen 

durchsetzbaren Behandlungsan-
spruch festzulegen. 
 

Die Behandlungsvereinbarung 
kommt heute schon in einigen 
psychiatrischen Einrichtungen zur 
Anwendung. Sie ist jedoch ak-
tuell in das Belieben der Einrich-
tung gestellt. Auch unterscheiden 
sich die Inhalte stark und die 
Vereinbarungen werden teilweise 
sogar als „rechtlich unverbindlich“ 
bezeichnet. Ergänzende unver-
bindliche Wünsche des Patienten 
könnten zusätzlich in eine Ver-
einbarung aufgenommen werden 
– zentrale Inhalte müssen jedoch 
aus Sicht der BPtK rechtlich ver-
bindlich werden. 
 

Ein weiterer Punkt betrifft die 
Klarstellung der Rechte von Kin-
dern und Jugendlichen als Patien-
ten, die im Entwurf überhaupt 
nicht erwähnt werden. Die BPtK 
wird dies im Gesetzgebungsver-
fahren zum Thema machen. 

Reform der 
Psychotherapeutenausbildung braucht Priorität 

Im Dezember 2010 legte die 
BPtK dem Bundesgesundheits-
ministerium (BMG) einen kon-
kreten Gesetzesvorschlag zur 
Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung vor, der auf Be-
schlüssen des 16. und 17. Deut-
schen Psychotherapeutentages 
basiert. Damit soll die heutige 
postgraduale Ausbildung weiter-
entwickelt und sichergestellt 
werden, dass alle Ausbildungs-
teilnehmer zuvor einen Hoch-
schulabschluss auf Masterniveau 
erworben haben und für ihre 
praktischen Tätigkeiten in der 
Versorgung angemessen vergü-
tet werden. 

 
Unumstritten ist, dass das 

Psychotherapeutengesetz re-
formbedürftig ist. Das BMG 
bewertet aber das „Wann“ und 
das „Wie“ anders als die große 

Mehrheit der deutschen Psy-
chotherapeutenschaft. Es will 
klären, ob nicht eine strukturel-
le Angleichung der Psychothera-
peutenausbildung an andere 
Heilberufe die aktuellen Proble-
me nachhaltiger löst. In einer so 
genannten Direktausbildung 
würden Psychotherapeuten ihre 
Approbation am Ende des Stu-
diums erhalten. Eine Niederlas-
sung als Vertragspsychothera-
peut wäre erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt möglich, z. B. 
nach einer Weiterbildung. 

 
Bei einem Gespräch im BMG 

stellten Vertreter der Psy-
chotherapeutenschaft überein-
stimmend fest, dass für eine 
Direktausbildung die Erfahrun-
gen fehlten und ihre Einführung 
deshalb mit unkalkulierbaren 
Risiken behaftet sei. 

Aus Sicht der BPtK ist eine 
Reform so dringend, dass der 
Gesetzgeber noch in dieser Le-
gislaturperiode handeln muss. 
Andernfalls werden über Jahre 
Bachelorabsolventen zu Kinder- 
und Jugendlichenpsychothera-
peuten ausgebildet. Damit wer-
den immer mehr Psychothera-
peuten, die Kinder behandeln, 
schlechter qualifiziert sein als 
Psychotherapeuten, die Erwach-
sene versorgen. Die Regierungs-
koalition plant im Rahmen des 
Versorgungsgesetzes noch in 
dieser Legislaturperiode, und 
damit offenbar vorrangig, die 
Approbationsordnung der Ärzte 
zu ändern. Die BPtK befürchtet, 
dass aufgrund begrenzter Res-
sourcen im BMG eine Reform 
der Psychotherapeutenausbil-
dung dadurch weiter verschoben 
werden könnte. 
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Am 4. April 2011 veranstal-
tete die BPtK einen Workshop 
zur Versorgung psychisch kran-
ker Kinder und Jugendlicher in 
der stationären Jugendhilfe. 

 
Psychische Erkrankungen häufig 

Nach Studien litten bis zu 
60 Prozent der Kinder und Ju-
gendlichen in der stationären 
Jugendhilfe unter einer psychi-
schen Störung, so Dr. Marc 
Schmid von der Kinder- und 
jugendpsychiatrischen Klinik 
der Universität Basel. Die häu-
figsten Diagnosen seien Stö-
rungen des Sozialverhaltens 
(26 Prozent) und hyperkineti-
sche Störungen des Sozialver-
haltens (22 Prozent), gefolgt 
von Depressionen (10 Pro-
zent). Dabei erfüllten fast die 
Hälfte der Kinder (47 Pro-
zent) die Kriterien für mehr 
als eine Diagnose. Dies recht-
fertige in der stationären Ju-
gendhilfe ein routinemäßiges 
Screening auf psychische Stö-
rungen bei jedem aufgenom-
menen Kind sowie neben dem 
erzieherischen Angebot auch 
eine psychiatrisch-psychothe-
rapeutische Behandlung. 

 
Integrierte Behandlung sinnvoll 

Wie es gelingen kann, Be-
handlungsleistungen für psy-
chisch kranke Kinder und Ju-
gendliche in das Versorgungsan-
gebot der stationären Jugend-
hilfe einzuschließen, zeigte 
Heinrich Hölzl, Geschäftsführer 
der Stiftung „Die Gute Hand“ 
und Direktor des Heilpädago-
gisch-psychotherapeutischen 
Zentrums der „Guten Hand“. 
Sowohl in den Entgelten für die 
therapeutischen Intensiv- als 
auch die heilpädagogischen 
Wohngruppen seien Behand-
lungsleistungen enthalten. So 
seien in den heilpädagogischen 
Wohngruppen zwei Stunden 
Therapie pro Woche und vier 
Stunden Eltern- und Fami-
lienarbeit pro Monat Standard. 
In den Intensivwohngruppen 
seien es sogar fünf Stunden 

Behandlung pro Woche, davon 
zwei bis drei Stunden Psycho-
therapie, und zehn Stunden 
Eltern- und Familienarbeit pro 
Monat. Bei der fallübergreifen-
den Wirkungsmessung, einem 
Instrument zur Evaluation der 
Effekte der stationären Jugend-
hilfe, zeigten sich beispielsweise 
konstant Verbesserungen auf 
der Child Behavior Checklist. 

 
Kooperation mit Kinder- 

und Jugendpsychiatrie 
Eine andere Möglichkeit, die 

Behandlung psychisch kranker 
Kinder und Jugendlicher in der 
stationären Jugendhilfe sicher-
zustellen, ist eine enge Koope-
ration mit der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie. „Kinder und 
Jugendliche in der stationären 
Jugendhilfe brauchen Erziehung 
und Therapie“, stellte Prof. Dr. 
Lutz Goldbeck von der Univer-
sitätsklinik für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie und -psycho-
therapie in Ulm fest. In der 
Ulmer Heimkinder-Interven-
tionsstudie seien Kinder und 
Jugendliche von aufsuchenden 
Teams ambulant betreut wor-
den. Die Versorgung sei inter-
disziplinär und multimodal aus-
gerichtet gewesen und die Mit-
arbeiter der Jugendhilfeeinrich-
tungen trainiert worden. Mit 
einem zweistufigen Modell zur 
Krisenintervention, die nach 
Möglichkeit ambulant erfolgte, 
sei es gelungen, die stationären 
Behandlungstage in der Inter-
ventionsgruppe um 50 Prozent 
gegenüber der Kontrollgruppe 
zu reduzieren. 

 
Leistungen nach SGB V 

und SGB VIII 
Einen Überblick darüber, 

wie Psychotherapie als Leis-
tung der Jugendhilfe aus recht-
licher Sicht integriert werden 
kann, gab Prof. Reinhard 
Wiesner, ehemals Referatslei-
ter im Bundesfamilienministe-
rium und nun im Ruhestand. 
Die Leistungen der Jugendhil-
fe im Rahmen des SGB VIII 

böten an mehreren Stellen 
Möglichkeiten, Psychotherapie 
zu integrieren. Für eine flä-
chendeckend bessere Integrati-
on von Psychotherapie in der 
Jugendhilfe bedürfe es sowohl 
strukturell verankerter Ko-
operationen – z. B. zwischen 
Krankenkassen und Trägern 
der Jugendhilfe – als auch bes-
serer individueller Kooperati-
onen, die beispielsweise durch 
eine gesetzlich verankerte Ko-
operationspflicht oder die Bil-
dung von Komplexleistungen 
gefördert werden könnten. 

 
Vernetzte Versorgung 

Ein Beispiel für die gelungene 
regelhafte Versorgung stellte 
Dr. Norbert Beck vom Überre-
gionalen Beratungs- und Be-
handlungszentrum Würzburg 
vor. Er plädierte abschließend 
noch einmal dafür, kinder- und 
jugendpsychiatrische sowie 
psychotherapeutische Leistun-
gen in ein pädagogisch-thera-
peutisches Gesamtkonzept zu 
integrieren und diese Leistun-
gen nicht „einzukaufen“. „The-
rapie findet auch im Sinne eines 
therapeutischen Milieus statt“, 
so Dr. Norbert Beck. 

 
Diskussion 

Unstrittig war unter allen 
Beteiligten, dass aufgrund des 
hohen Anteils von Kindern und 
Jugendlichen mit psychischen 
Störungen in der stationären 
Jugendhilfe Psychotherapie ein 
wichtiger Bestandteil der Leis-
tungen der stationären Jugend-
hilfe sei. Entscheidend sei, dass 
alle Beteiligten „Psychothera-
pie“ nicht nur auf das Therapie-
zimmer des Therapeuten be-
schränkt verstehen würden, 
sondern auch als Milieutherapie 
und als Unterstützung der päda-
gogischen Fachkräfte in den 
Einrichtungen. Die BPtK appel-
lierte, sich auf Bundesebene 
auch weiterhin für eine bessere 
Kooperation der Jugendhilfe 
und der psychotherapeutischen 
Leistungserbringer einzusetzen. 

Psychisch kranke Kinder und Jugendliche  
in der stationären Jugendhilfe 

Web-Bericht und Down-
loads finden Sie auf der 
Homepage der BPtK 
www.bptk.de 
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Die Einrichtung eines Netz-
werkes für psychotherapeutische 
Versorgung in Europa ist das 
wichtigste Ergebnis einer euro-
päischen Fachtagung der BPtK. 
Unter dem Titel „Psychotherapy 
in Europe – Disease Manage-
ment Strategies for Depression“ 
hatten zuvor rund 60 Experten 
und Gesundheitspolitiker aus 20 
Ländern am Beispiel Depression 
den Status quo der Versorgung, 
Leitlinien und Good-Practice-
Modelle der psychotherapeuti-
schen Versorgung diskutiert. 
Rückenwind für eine bessere 
Versorgung psychisch kranker 
Menschen kommt vom Europa-
parlament und der EU-Kommis-
sion. Sie haben die Mitgliedstaa-
ten sehr deutlich aufgefordert, 
das Bewusstsein für die große 
Bedeutung psychischer Gesund-
heit nachhaltig zu schärfen. 

 
In Kurzvorträgen wurden 

nationale Versorgungsstruktu-

ren und innovative Versor-
gungskonzepte für Menschen 
mit Depressionen in Österreich, 
Finnland, Frankreich, Deutsch-
land, Italien, den Niederlanden, 
Polen, Portugal und dem Verei-
nigten Königreich dargestellt. 
Aus allen europäischen Ländern 
wurde ein steigender Behand-
lungsbedarf – insbesondere für 
junge Menschen – berichtet. 

 
In keinem Land reicht das 

zur Verfügung stehende psy-
chotherapeutische Behand-
lungsangebot aus. In mehreren 
europäischen Staaten werden 
Versorgungsmodelle gesucht, 
die einen schnellen Zugang zur 
Psychotherapie, unabhängig 
von Alter oder sozialer Schicht, 
sicherstellen. 

 
Die Konferenz hat gezeigt, 

wie die Potenziale der Psycho-
therapie noch stärker für die 
Versorgung genutzt werden 

können. Gleichzeitig musste 
aber festgestellt werden, dass 
bei den politischen Initiativen 
zur Verbesserung der psychi-
schen Gesundheit in Europa die 
Psychotherapie noch nicht den 
Platz einnimmt, den sie nach 
dem Stand der Wissenschaft 
haben sollte. 

 
BPtK-Präsident Prof. Dr. Rai-

ner Richter regte daher die Ein-
richtung eines Netzwerkes für 
psychotherapeutische Versor-
gung in Europa an, um der Psy-
chotherapie eine Stimme und 
eine Adresse zu geben. Ein sol-
ches Netzwerk soll die Erfah-
rungen und Expertise Aller 
nutzen können, die in ihren 
Gesundheitssystemen überwie-
gend oder ausschließlich psy-
chotherapeutisch tätig sind. Die 
BPtK bot als Ausrichter dieser 
Fachtagung an, die Initiative für 
die Einrichtung dieses Netz-
werkes zu übernehmen. 

Netzwerk „Psychotherapie in Europa“ 

Verbesserung der 
ambulanten Psychotherapie für Suchtkranke 

Künftig zählt auch der Miss-
brauch von Alkohol, Medika-
menten oder Drogen zu den 
Indikationen für ambulante Psy-
chotherapie. Außerdem müssen 
Patienten nicht mehr bereits 
abstinent sein, um eine Psycho-
therapie beginnen zu können, 
wenn der Verzicht auf Sucht-
mittel kurzfristig auch ohne eine 
Entgiftungsbehandlung zu errei-
chen ist. Dies sind die wichtigs-
ten Änderungen der Psychothe-
rapie-Richtlinie, die der Ge-
meinsame Bundesausschuss  
(G-BA) auf seiner Sitzung am 
14. April 2011 beschlossen hat.  

 
Knapp fünf Prozent der Be-

völkerung leiden innerhalb 
eines Jahres an einer Erkran-
kung durch psychotrope Sub-
stanzen. Damit zählen die 
Suchterkrankungen zu den häu-
figsten psychischen Erkrankun-
gen. Andererseits werden Pati-
enten mit Substanzstörungen 
selten psychotherapeutisch be-
handelt. Für Patienten mit Sub-

stanzstörungen bestanden bis-
lang zu hohe Barrieren für die 
Durchführung einer ambulan-
ten Psychotherapie. Die daraus 
resultierende Unter- und Fehl-
versorgung stellt ein erhebli-
ches Versorgungsproblem dar. 

 
Die jetzt erreichten Änderun-

gen der Psychotherapie-Richt-
linie waren auf der gemeinsamen 
Veranstaltung von Fachverband 
Sucht und BPtK im November 
2008 zum Thema „Psycho-
therapie und Suchtbehandlung“ 
initiiert worden. Anlässlich die-
ser Veranstaltung hatte die dama-
lige Drogenbeauftragte der Bun-
desregierung, Sabine Bätzing, 
den G-BA gebeten, eine mögli-
che Änderung der Psychothera-
pie-Richtlinie für die psychothe-
rapeutische Behandlung von 
Alkohol-, Drogen- oder Medika-
mentenabhängigen zu prüfen.  

 
Die nun vorgenommene Fle-

xibilisierung in der Psychothe-
rapie-Richtlinie stellt insbeson-

dere für alkoholkranke Patien-
ten, die einen Rückfall erlitten 
haben und nicht immer einer 
Entgiftungsbehandlung bedür-
fen, eine wichtige Verbesse-
rung der psychotherapeutischen 
Versorgung dar. Dadurch, dass 
der G-BA zudem das Indikati-
onsspektrum um den „schäd-
lichen Gebrauch“ psychotroper 
Substanzen erweiterte, wurde 
einer großen Patientengruppe 
der Zugang zur ambulanten 
psychotherapeutischen Behand-
lung erleichtert.  

 
Bedauerlich ist, dass die 

Verbesserung des Behand-
lungsangebots für Suchtkranke 
durch einige bürokratische 
Vorgaben eingeschränkt wur-
de, wie z. B. den Nachweis 
der Abstinenz durch Laborpa-
rameter, deren Nutzen um-
stritten ist, die aber höhere 
Kosten verursachen. Auch das 
erforderliche Überweisungs-
verfahren wurde vom G-BA 
unzureichend geregelt.  

Web-Bericht und Down-
loads finden Sie auf der 
Homepage der BPtK 
www.bptk.de 

• Rubrik „Aktuell“ 
• Titel „Stärkere Koope-

ration und Vernetzung“  
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BPtK-Dialog 

Dr. Marc Schmid 

Kinder- und Jugendpsychi-
atrische Klinik der 

Universitären Psychiatri-
schen Kliniken Basel 

Stationäre Jugendhilfe 
Interview mit Dr. Marc Schmid 

Werden zu viele Kinder und 
Jugendliche zwischen Jugend-
hilfe, Psychiatrie und Haft-
anstalten hin und her gereicht?  

Die Zahl ist wirklich erschre-
ckend hoch. Über die Hälfte 
der Kinder, die außerhalb ihres 
Elternhauses untergebracht 
werden, durchlaufen mehrere 
Stationen. In unserer Untersu-
chung gibt es viele Kinder mit 
mehr als vier Pflegefamilien 
oder stationären Hilfen in der 
Vorgeschichte. Ich erinnere 
mich an einen Fall mit elf 
Fremdplatzierungen und drei 
längeren stationären kinder- 
und jugendpsychiatrischen Be-
handlungen. Ich denke, die 
Gründe dafür liegen darin, dass 
es zu wenig eng verzahnte, 
gemeinsame Hilfen an der 
Schnittstelle zwischen Kinder- 
und Jugendpsychiatrie und 
Jugendhilfe gibt. Fast alle Ein-
richtungen an dieser Schnitt-
stelle, die psychisch schwer 
belastete Jugendliche gut be-
gleiten können, haben lange 
Wartelisten. Der pädagogische 
Bedarf in der stationären Ju-
gendhilfe wird oft unterschätzt. 
Es wird insgesamt oft noch zu 
wenig beachtet, dass durch den 
Ausbau der ambulanten Hilfen 
fast nur noch sehr stark psy-
chisch belastete oder in ihren 
Ursprungsfamilien gefährdete 
Kinder und Jugendliche in sta-
tionären Einrichtungen aufge-
nommen werden. Hinzu 
kommt, dass die stationären 
Behandlungszeiten in der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie 
immer kürzer werden und 
mehr Jugendliche mit einem 
längeren milieutherapeutischen 
Bedarf auch von dort in die 
stationäre Jugendhilfe weiter-
vermittelt werden. 

 
Wann kommt es zu einer 
„Eskalation der Hilfen“?  

Viele dieser Eskalationen 
kann man auch als Reinszenie-
rung von belastenden Bezie-
hungserfahrungen verstehen, 
d. h. die Jugendlichen lösen in 
den Mitarbeitern Gefühle und 
emotionale Reaktionen aus, die 

sie auch von ihren Bezugsper-
sonen her kennen, so dass sich 
auf tragische Weise eine inter-
personelle Lerngeschichte wie-
derholt. Häufig ist die Belas-
tung des Jugendlichen derart 
hoch, dass sich im Alltag über 
längere Zeit Probleme entwi-
ckeln, welche die Selbstwirk-
samkeit der pädagogischen 
Fachkräfte nach und nach un-
tergraben und sich immer wei-
ter aufschaukeln. Seltener gibt 
es auch einzelne heftige Krisen-
situationen, die den Verbleib 
auf der Wohngruppe durch ein 
singuläres Ereignis in Frage 
stellen (z. B. durch einen Sui-
zidversuch, aggressives Verhal-
ten, sexuell auffälliges Verhal-
ten, Substanzkonsum etc.).  

 
Was macht Kooperation 

bisher so schwierig? 
Für die zeitaufwendige Ko-

operation stehen auf beiden 
Seiten vergleichsweise wenige 
Ressourcen zur Verfügung. 
Außerdem hemmen die psycho-
soziale Belastung der Familien 
und die Art der psychischen Er-
krankungen der Heranwachsen-
den die Kooperations- und In-
terventionsmöglichkeiten. Viele 
Heimkinder haben gar keine 
Erfahrung mit emotionalen Ge-
sprächen und fühlen sich im 
therapeutischen Setting auch 
aufgrund ihrer schlechten Bin-
dungserfahrungen eher unwohl. 
Es gibt Studien die zeigen, dass 
nur neun Prozent der Heimkin-
der sich selbst eine Psychothe-
rapie wünschen, obwohl 80 
Prozent von ihren sozialpädago-
gischen Bezugspersonen als 
behandlungsbedürftig und psy-
chisch extrem belastet einge-
schätzt wurden. 

 
Wird zu spät abgeklärt, 

ob die Kinder und Jugendlichen 
psychisch krank sind ? 

Genau, darin sehe ich eines 
der Hauptprobleme. Oft se-
hen die Heranwachsenden erst 
dann einen Psychotherapeu-
ten, wenn bereits massive 
Probleme im Alltag bestehen 
und der Verbleib in der 

Wohngruppe infrage gestellt 
wird. Die hohe psychische 
Belastung von fremdplatzier-
ten Kindern rechtfertigt ei-
gentlich, bei jedem abzuklä-
ren, ob eine psychische Er-
krankung vorliegt. Ich würde 
mir insbesondere eine weitere 
Verbreitung von validen psy-
chometrischen Screening-In-
strumenten in der stationären 
Jugendhilfe und den Jugend-
ämtern wünschen. 

 
Was sind die Voraussetzungen 
für eine erfolgreiche psycho-
therapeutische Behandlung? 
Der Aufbau einer therapeu-

tischen Beziehung und einer 
nachhaltigen und stabilen Mo-
tivation hängt maßgeblich 
davon ab, mit dem Team und 
dem Heranwachsenden ge-
meinsam ein lohnendes, att-
raktives und realistisches The-
rapieziel zu definieren. 

 
Lässt sich personelle Kontinui-
tät in der Jugendhilfe erreichen? 

Eindeutig ja, wenn es gelingt, 
attraktive Arbeitsbedingungen 
anzubieten und Strukturen zu 
schaffen, in denen sich die Mit-
arbeiter wohl und in ihrer 
schwierigen Arbeit wertge-
schätzt und unterstützt fühlen. 

 
Wann ist ein Jugendlicher 

stationär behandlungsbedürftig? 
Ich denke, bei einem engma-

schigen, ambulanten Hilfesys-
tem kann die Indikation für eine 
stationäre Behandlung relativ 
eng gehalten werden. Es ist im-
mer besser, wenn die Probleme 
dort gelöst werden, wo sie ent-
stehen. Stationäre Kriseninter-
ventionen sollten jedoch ein 
normaler Teil eines integrierten 
Versorgungskonzeptes für 
schwer psychisch belastete Pati-
enten sein und niedrigschwellig 
verfügbar sein. Gezielte Indika-
tionen für stationäre Behand-
lungen sehe ich vor allem bei 
Heranwachsenden mit En-
kopresis, Suchtproblemen, 
Essstörungen, wiederkehrender 
Suizidalität und schwerem 
selbstverletzenden Verhalten. 



Die Studie finden Sie auf der 
Homepage der TU Dresden  
www.tu-dresden.de 
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PTBS-Risiko in Afghanistan sechs- bis zehnfach erhöht 
 
Rund zwei Prozent der 

Bundeswehrsoldaten, die im 
Jahr 2009 in Afghanistan 
eingesetzt waren, erkrankten 
an einer Posttraumatischen 
Belastungsstörung. Ihr Er-
krankungsrisiko ist damit um 
das sechs- bis zehnfache hö-
her als bei Soldaten ohne 
Auslandseinsatz. Nur jeder 
zweite Soldat hat deshalb 
eine professionelle Hilfe auf-
gesucht, was auf eine „nen-
nenswerte Dunkelziffer“ von  

 
ca. 50 Prozent schließen 
lässt. Diese Studienergebnis-
se präsentierte Prof. Dr. 
Hans-Ulrich Wittchen von 
der Universität Dresden am 
6. April 2011 im Bundes-
wehrkrankenhaus Berlin. 

 
Für die Studie wurden 

1.488 Soldaten mit und 882 
ohne Auslandseinsatz befragt. 
Die Soldaten mit Auslands-
einsatz waren bereits durch-
schnittlich 8,5 Jahre im Bun- 

 
deswehrdienst. Sie waren im 
Schnitt vier Monate im Ein-
satz. Nur ein Fünftel war in 
einer Kampftruppe. Die 
Dresdner Studie ist eine der 
weltweit größten und kli-
nisch differenziertesten Stu-
dien zu psychischen Belas-
tungen von Soldaten. 

BPtK-Homepage im neuen Design 
Die BPtK hat ihren Inter-
netauftritt modernisiert. 
Auf der neuen Homepage 
finden sich die Informatio-
nen für Psychotherapeu-
ten, Patienten und die 
Gesundheitspolitik anspre-
chender, übersichtlicher 
und neu strukturiert. Auf-
fälligstes Merkmal ist die 
neue Fotoleiste, die zu-
sammen mit der Hauptna-
vigation das Gesicht der 
neuen Homepage prägt. 
Die Fotos zeigen Personen 
sowohl einzeln als auch im 
Gespräch miteinander. 
Die Personen sind in ein 
ernstes, konzentriertes 
Gespräch vertieft. Bewusst 
bleibt es dem Betrachter 
überlassen, zu entschei-
den, wer Patient und wer 
Psychotherapeut ist. 
 

Im Textbereich wurde das 
dreispaltige auf ein zwei-

spaltiges Layout verringert. Die Seite wirkt dadurch aufgeräumter, für die Mitteilungen stehen nun zwei Drittel der Seitenbreite 
zur Verfügung. Die rechte Spalte bietet Platz für Infoboxen. Hier können kontextsensitiv zusätzliche Informationen und Links zum 
gerade aufgerufenen Seiteninhalt dargestellt sowie Informationen eingeblendet werden, die der Nutzer ständig im Blick haben soll 
(Psychotherapeutensuche, Termine). 

 
Damit die Informationen für den Nutzer der BPtK-Homepage besser und intuitiver zu finden sind, wurden die Inhalte neu struktu-
riert. Insgesamt bietet der neue Internetauftritt neun Hauptmenüpunkte sowie einen Zugang zu einem internen Bereich. Im Bereich 
„Aktuelles“ finden sich die aktuellen News der BPtK. Dazu gehören Berichte von Veranstaltungen, Stellungnahmen der BPtK sowie 
Pressemitteilungen. Logos erleichtern als optische Marker die Zuordnung der Nachrichten. Ein Newsarchiv sowie eine Suchfunkti-
on ermöglichen das gezielte Suchen von Meldungen nach Datum oder Schlagwort. 
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